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Drudesache Nr. 1385 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über Personalausweise 
- Nr. 1032, 1143, 1302 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Oellers 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Bundestag in seiner 79. Sitzung vom 26. Juli 1 950 an- 
genommene Entwurf eines Gesetzes über Personalausweise - Nr. 1032 
und 1143 der Drucksachen - w r ird wie folgt geändert: 

1. §1 erhält folgende Fassung: 

K 1 

»y x 

Ausweispflicht 

fl) Jede Person im Bundesgebiet, die das 16. 
Lebensjahr vollendet hat und nach den Vorschrif- 
ten der Meldeordnung der Meldepflicht unterliegt, 
ist verpflichtet, einen Personalausweis zu besitzen 
und ihn auf Verlangen einer zur Prüfung der 
Personalien ermächtigten Behörde vorzulegen, 
soweit sie sich nicht durch Vorlage eines gülti- 
gen Passes ausweisen kann. 

(2) Der Personalausweis ist nach einem einheit- 
lichen Muster mit Lichtbild auszustellen, das 
von dem Bundesminister des Innern mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmt wird. Raum 
für einen Fingerabdruck darf nicht vorgesehen 
werden. 

(3) Die erstmalige Ausstellung des Ausweises 
ist gebührenfrei.“ 

2. Es wird ein neuer §2 mit folgendem Wortlaut 
ein gefügt: 

„5 2 

Gültigkeit 

Personalausweise werden für eine Gültigkeits- 
dauer von 5 Jahren ausgestellt. Eine gebühren- 
freie Verlängerung der Gültigkeitsdauer bis zu 
fünf Jahren ist zulässig.“ 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



3. 


§ 3 

Strafvorschriften 
wie bisher § 2 . 

4. Es wird ein neuer § 4 mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„§ 4 

Übergangsvorschriften 

( 1 ) Bis zum 31. Dezember 1954 gilt als Per- 
sonalausweis im Sinne des § 1 jeder mit einem 
Lichtbild versehene Ausweis, der Namen, Ge- 
burtsort und Geburtsdatum, sowie Wohnort 
und Wohnung des Auszuweisenden bescheinigt. 

(2) Der Ausweis muß von einer Behörde im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder in West- 
berlin nach dem 8 . Mai 1945 ausgestellt sein; 
er gilt nicht über das Datum seiner Gültigkeit 
hinaus.” 


S 5 

Inkrafttreten 

wie bisher § 3 mit Abänderung des Absatzes 1 : 

„( 1 ) Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 1951 in 
Kraft.” 


Bonn, den 22 . September 1950 


Der Vermittlungsausschuß: 

Dr, Fecht Dr. (Dellers 

In Vertretung des Vorsitzenden Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über Personalausweise 

- Nr. 1032, 1143, 1302 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Vermittlungsausschusses 


Entwurf 

nach den Beschlüssen 
des Bundestages 
in dritter Beratung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausweispflicht 

(1) Jede Person im Bundesgebiet, die das 16. Le- 
bensjahr vollendet hat und nach den Vorschriften 
der Meldeordnung der Meldepflicht unterliegt, ist 
verpflichtet, einen mit einem Lichtbild 
versehenen amtlichen Ausweis zu be- 
sitzen und ihn auf Verlangen einer zur Prüfung 
der Personalien ermächtigten Behörde vorzulegen. 

(2) A u f A n t r a g ist e i n Personalausweis mit 
Lichtbild auszustellen. Der Bundesminister des 
Innern bestimmt das Muster. Raum für einen 
Fingerabdruck darf nicht vorgesehen werden. 

(3) Die erstmalige Ausstellung des Personal- 
ausweises gemäß Absatz 2 ist gebührenfrei. 


Beschlüsse 

des \ ermittlungsausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausweispflicht 

(1) jede Person im Bundesgebiet, die das 16. Le- 
bensjahr vollendet hat und nach den Vorschriften 
der Meldeordnung der Meldepflicht unterliegt, ist 
verpflichtet, einen Personalausweis zu besitzen und 
ihn auf Verlangen einer zur Prüfung der Perso- 
nalien ermächtigten Behörde vorzulegen, soweit 
sie sich nicht durch Vorlage eines gültigen Passes 
ausweisen kann. 

(2) Der Personalausweis ist mit Lichtbild nach 
einem einheitlichen Muster auszustellen, das von 
dem Bundesminister des Innern mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmt wird. Raum für einen 
Fingerabdruck darf nicht vorgesehen werden. 

(3) Die erstmalige Ausstellung des Ausweises ist 
gebührenfrei. 


§ 2 

Gültigkeit 

Personalausweise werden für eine Gültigkeitsdauer 
von fünf Jahren ausgestellt. Eine gebührenfreie 
Verlängerung der Gültigkeitsdauer bis zu fünf 
Jahren ist zulässig. 


3 



Entwurf 

nach den Beschlüssen 
des Bundestages 
in dritter Beratung 

§ 2 

Strafvorschriften 

(1) Wer vorsätzlich 

a) es unterläßt, für sich oder als Erziehungs- 
berechtigter für Jugendliche bis zu 18 Jahren 
einen Ausweis ausstellen zu lassen, obwohl 
er dazu verpflichtet ist; 

b) bei Stellung des Antrages auf Ausstellung 
eines Personalausweises unwahre Angaben 
macht; 

c) es unterläßt, einen Ausweis auf Verlangen 
einer zuständigen Stelle vorzulegen; 

d) seinen Personalausweis einem anderen zum 
unbefugten Gebrauch überlaßt; 

e) einen für einen anderen ausgestellten Per- 
sonalausweis unbefugt gebraucht, 

wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Elaft bis zu sechs Wochen 
bestraft. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a und d 
ist der Täter auch strafbar, wenn ihm grobe Fahr- 
lässigkeit zur Last fällt. 


§ 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die auf das Ausweiswesen 
bezüglichen Vorschriften des Gesetzes über das 
Paß-, das Ausländerpolizei- und das Mcldewesen 
sowie das Ausweiswesen vom 11. Mai 1937 
(RGBl. I S. 589) sowie die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Verordnungen, soweit sie Bestim- 
mungen über Ausweise (Kennkarten) enthalten, 
außer Kraft. 


Beschlüsse 

des Vermittlungsausschusses 
§ 3 

Strafvorschriften 

(1) Wer vorsätzlich 

a) es unterläßt, für sich oder als Erziehungs- 
berechtigter für Jugendliche bis zu 18 Jahren 
einen Ausweis ausstellen zu lassen, obwohl 
er dazu verpflichtet ist; 

b) bei Stellung des Antrages auf Ausstellung 
eines Personalausweises unwahre Angaben 
macht; 

c) es unterläßt, einen Ausweis auf Verlangen 
einer zuständigen Stelle vorzulegcn; 

d) seinen Personalausweis einem anderen zum 
unbefugten Gebrauch überläßt; 

e) einen für einen anderen ausgestellten Per- 
sonalausweis unbefugt gebraucht, 

wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Plaft bis zu sechs Wochen 
bestraft. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a und d 
ist der Täter auch strafbar, wenn ihm grobe Fahr- 
lässigkeit zur Last fällt. 

§ 4 

Übergangsvorschriften 

(1) Bis zum 31. Dezember 1954 gilt als Personal- 
ausweis im Sinne des § 1 jeder mit einem Licht- 
bild versehene Ausweis, der Namen, Geburtsort 
und Geburtsdatum, sowie Wohnort und Wohnung 
des Auszuweisenden bescheinigt. 

(2) Der Ausweis muß von einer Behörde im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in Westberlin 
nach dem 8. Mai 1945 ausgestellt sein; er gilt nicht 
über das Datum seiner Gültigkeit hinaus. 

§ 5 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1951 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die auf das Ausweiswesen 
bezüglichen Vorschriften des Gesetzes über das 
Paß-, das Ausländerpolizei- und das Meldewesen 
sowie das Ausweiswesen vom 11. Mai 1937 
(RGBl. I S. 589) sowie die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Verordnungen, soweit sie Bestim- 
mungen über Ausweise (Kennkarten) enthalten, 
außer Kraft. 
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